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Einleitung 
 
Über die Wirkung von Renteneinnah-
men auf die Verfassung von Staat und 
Wirtschaft wird in Wissenschaft und 
Praxis seit Jahrzehnten diskutiert. Viel-
fach wird die These geäußert, dass Renten-
einnahmen politische und ökonomische 
Strukturen verfestigen, Reformen erschwe-
ren und Demokratisierung behindern. Als 
Paradebeispiel gilt die Region des Naher 
und Mittleren Ostens sowie Nordafrika 
(MONA) – eine Region, in der umfangrei-
che Renteneinnahmen mit politischer und 
wirtschaftlicher Unterentwicklung einher-
gehen. 

In den letzten Jahren hat die Debatte 
um die Rentenökonomien aus zweier-
lei Gründen neue Nahrung gewonnen: 
Zum einen sind die Renteneinnahmen in 
der MONA-Region stark angestiegen und 
haben den Staaten unverhoffte Mehr-
einnahmen, sog. ïáåÇÑ~ää= éêçÑáíë, be-
schert. Im Jahr 2005 beliefen sich allein die 
Ölexporteinnahmen der Region des Nahen 
und Mittleren und Nordafrikas auf rund 
357 Mrd. USD (US Energy Information 
Administration). Im Tiefpreisjahr 1998 wa-
ren es noch rund 96 Mrd. USD. Ursächlich 
waren Produktionsausweitungen und Preis-
steigerungen im Ölsektor, die ökonomisch, 
teilweise aber auch politisch induziert wa-
ren. Während ein Barrel der Sorte Dubai 
und Brent im Tiefpreisjahr 1998 noch je-

weils rund 12 USD gekostet hatte, musste 
man 2005 für das Barrel gut 49 bezie-
hungsweise knapp 55 USD aufwenden 
(Angaben in laufenden Preisen, vgl. BP 
2006). In demselben Zeitraum stieg in der 
Region des Nahen und Mittleren Ostens 
und weltweit die Förderung um rund 10 
%. Zum anderen flammte mit Blick auf die 
Region die Diskussion um êÉÖáãÉ= ÅÜ~åÖÉ 
auf. Hintergrund waren die bescheidene 
Demokratisierungsbilanz im gesamten 
Nahen und Mittleren Osten und Nord-
afrika, unter anderem auch die bisher we-
nig erfolgreichen Konsolidierungs-
bemühungen der „Allianz der Willigen“ im 
Irak. 

Im Rahmen des vorliegenden Papiers sollen 
die Theorie der Rentenökonomie skizziert 
und anschließend die Rentenökonomien 
der Region klassifiziert werden. Darauf 
folgt die Prognose künftiger Rentenein-
nahmen und schließlich Schlussfolgerun-
gen und Handlungsempfehlungen. 
 
 
Theorie der Rentenökonomie 
 
Der Rentenbegriff ist diffus, er wird in 
der Fachliteratur vielfältig und unscharf 
verwendet. Im Rahmen des Papiers werden 
unter Renten drei Einnahmearten verstan-
den. Erstens fallen darunter die Einnah-
men aus Bodenschätzen, teilweise auch 
die Einnahmen aus Gebühren (prominentes 



Beispiel: der Suez-Kanal) und aus Touris-
mus. Zweitens ist den Renten die offizielle 
Entwicklungshilfe, die çÑÑáÅá~ä= ÇÉîÉäçéJ
ãÉåí= ~áÇ= (ODA), zu subsumieren. Drittens 
beinhaltet der Begriff Rücküber-
weisungen, die Gastarbeiter in ihre Län-
der tätigen. Die offizielle Entwicklungshilfe 
und die Gastarbeiterrücküberweisungen 
lassen sich auch als „sekundäre Renten“ 
charakterisieren, da sie (teilweise) durch 
Einnahmen aus Bodenschätzen finanziert 
werden;  sie stellen gleichsam die Trans-
missionskanäle der Rohstoffeinnahmen für 
die MONA-Region als Ganzes dar. Gemein-
sames Merkmal der Renten ist, dass sie 
nicht unmittelbar aus dem ökonomischen 
Prozess der Staaten resultieren. 

Die Auswirkungen von Renteneinnah-
men auf Wirtschaft und Staat werden in 
Wissenschaft und Praxis seit Jahrzehnten 
diskutiert. Renteneinnahmen behindern 
nach Meinung der meisten Autoren die 
wirtschaftliche und ökonomische Situation 
der „betroffenen“ Staaten. Allerdings ist 
der Fokus der Analyse dabei im Zeitverlauf 
auf unterschiedlichen Faktoren gelegt wor-
den: 

Zunächst wurden in der Debatte die 
volkswirtschaftlichen Folgen der Ren-
teneinnahmen betont. Die Wurzeln der 
Debatte lassen sich bis zur Prebisch/Singer-
Hypothese zurückverfolgen. Im Zuge der 
Ölkrisen und der damit verbundenen 
Boomphase für die Ölexporteure rückte die 
wirtschaftliche Unterentwicklung der res-
sourcenreichen Länder unter dem Schlag-
wort des é~ê~Ççñ= çÑ= éäÉåíó in den Mittel-
punkt. Unter dem Begriff der aìíÅÜ= ÇáJ
ëÉ~ëÉN wurden negative Auswirkungen von 
Renteneinnahmen auf die Gesamtwirt-
schaft zusammengefasst. Insbesondere 
reale Aufwertung der Währung und Lohn-
kostenentwicklungen, welche die Wirt-

                                                 
1 Die Dutch disease, die „holländische Krankheit“, 
wird ausgelöst durch exogene Rohstoffpreisschocks, 
die, vermittelt über ihre Auswirkungen auf die relati-
ven Preise von Rohstoff- und Nichtrohstoffsektor, die 
Wettbewerbsposition der verarbeitenden Industrie-
zweige bzw. der Landwirtschaft nachhaltig verschlech-
tern können. In den Niederlanden war in den 1960er 
Jahren Erdgas gefunden worden. 

schaftstätigkeit in anderen Sektoren er-
schweren (ÅêçïÇáåÖ= çìí) und bei makro-
ökonomisch guten Daten nachteilige struk-
turelle Änderungen implizieren: Eine Dein-
dustrialisierung und Deagrarisierung. Star-
ke Zyklik der Rohstoffpreise wie etwa im 
Falle von Öl verschärft die Situation durch 
entsprechende Wechselkursreaktionen und 
eine erhöhte Wahrscheinlichkeit einer 
Stop-and-Go-Finanzpolitik.  

Schließlich verlor die ökonomistische 
Sichtweise an Bedeutung und die politi-
sche Ökonomie und Governance-Fra-
gen rückten in den Fokus der Analyse. Es 
ließ sich beobachten, dass die Rentierstaa-
ten die ökonomischen Herausforderungen 
der Renteneinnahmen unterschiedlich gut 
meisterten. (vgl. Oesterdiekhoff). Die Ren-
teneinnahmen schaffen für die politische 
Elite grundsätzlich Anreize, ihre Herr-
schaftsposition durch Subventionen und 
Sozialausgaben abzusichern. Der öffentli-
che und der private Konsum steigen, wo-
hingegen renditestarke Investitionen ver-
nachlässigt werden. Aufgrund der Zyklik 
der Einnahmen drohen ÄççãJÄìëíJÅóÅäÉë=– 
Phasen wirtschaftlicher Überhitzung mit 
folgenden ökonomischen Einbrüchen. Der 
Rentenstaat greift im Vergleich zum Steu-
erstaat weniger in die Eigentumsrechte 
seiner Bürger ein, so dass Beteiligungs-
rechte nicht in gleichem Maße ausglei-
chend eingefordert werden können 
(Grundsatz der åç= í~ñ~íáçå=ïáíÜçìí= êÉéêÉJ
ëÉåí~íáçå). Ein weiterer Diskussionsstrang 
unterstrich die Konfliktanfälligkeit von Ren-
tierstaaten. Danach schaffen Rentenein-
nahmen sowohl Finanzmittel als auch Mo-
tive für gewaltsame Auseinandersetzungen 
innerhalb von und zwischen Staaten. Aller-
dings scheint dabei das relative Einkommen 
entscheidend zu sein (vgl. Basedau und 
Lacher 2006). Hohe Pro-Kopf-Einnahmen 
erhöhen hingegen die politische Stabilität, 
da Regime Renteneinnahmen für Repres-
sion und Kooptation (in Form von Distribu-
tion oder Patronage) verwenden. 

Erwähnenswert sind auch mögliche welt-
wirtschaftliche Folgen der Rentenein-
nahmen. Zunächst besteht für die Impor-
teure von Rohstoff im Gefolge von Preis-



schwankungen die Gefahr exogener 
Schocks. Allerdings hat sich im Falle des 
Erdöls seit Beginn der ersten Ölkrise dessen 
Bedeutung für die Weltwirtschaft vermin-
dert. Die Gefahr exogener Schocks ist da-
durch gesunken; der Preisanstieg hat nur 
begrenzte Auswirkungen auf die Weltwirt-
schaft. Auch die Verwendung der Erlöse, 
das so genannte êÉÅóÅäáåÖ der Petrodollars, 
ist weltwirtschaftlich bedeutsam. Das „Par-
ken von Petrodollars“ bei amerikanischen 
Banken begünstigte, wie unten ausgeführt, 
die regionale Schuldenkrise Anfang der 
1980er Jahre und das daraus resultierende 
„verlorene Jahrzehnt Lateinamerikas“. 
Neuere Untersuchungen deuten auf eine 
klügere Verwendung der Renteneinnah-
men, auf ein effektiveres volkswirtschaftli-
ches und weltwirtschaftliches „Recyceln“ 
der Petrodollars hin: Erstens eine erhöhte 
Sparquote, zweitens ein verstärkter Bezug 
von Investitionsgütern und drittens eine 
Verschiebung in der regionalen Ausrich-
tung zugunsten Europas (vgl. Economist). 

Es handelt es sich mithin um keinen 
monokausalen Determinismus von 
Renteneinnahmen auf die Verfassung 
von Wirtschaft und Staat. Der Begriff 
des êÉëçìêÅÉ= ÅìêëÉ, des Ressourcenfluchs, 
ist verkürzt, suggeriert einen Automatismus 
und entlässt politische Eliten aus der Ver-
antwortung. Soziales Handeln schließt  
eherne Gesetzmäßigkeiten aus. Es lassen 
sich positive Gegenbeispiele anführen, wie 
Norwegen, Indonesien, Botswana und – 
mit Blick auf die Region des Nahen und 
Mittleren Ostens und Nordafrikas – Bah-
rain, Kuwait und Katar. Bahrain und Ku-
wait erreichen vergleichsweise hohe Werte 
in der Qualität der öffentlichen Verwaltung 
(Indikator der éìÄäáÅ= ~Çãáåáëíê~íáçå=èì~äáíó 
der Weltbank), Katar hat in den letzten 
Jahren große Fortschritte erzielt (vgl. Welt-
bank 2005). 

Zu beachten sind darüber hinaus wei-
tere Einflüsse: Zunächst ist die Rentenart 
(inkl. Streuung und Zyklizität) von Bedeu-
tung, außerdem der Abhängigkeitsgrad 
und die Einnahmenverwendung. Neues-
te Forschungsergebnisse identifizieren die 
Pro-Kopf-Renteneinnahmen als wichtige 

Variable. Eine Rolle spielt außerdem, zu 
welchem Zeitpunkt die Renteneinnahmen 
eingesetzt haben: Renteneinnahmen in 
konsolidierten (Norwegen) oder sich konso-
lidierenden Staaten (Botswana) sind in ih-
ren Wirkungen unproblematischer als in 
autoritären Regimen. Kultur, Religion 
und zivilgesellschaftliche Interessen-
strukturen sind weitere intervenie-
rende Faktoren (in diesem Zusammen-
hang sei auf die Transformationsforschung 
verwiesen). 
 
 
Die Rentenökonomien der Region 
 
Die MONA-Region hängt – auch im Ver-
gleich zu anderen von Renteneinnahmen 
geprägten Regionen – ökonomisch  in 
starkem Maße von Renteneinnahmen 
ab.  

Unter den Rentenarten dominieren in 
der Region des Nahen und Mittleren 
Ostens und Nordafrika die Einnahmen 
aus Bodenschätzen. Mit Öl und (zukünf-
tig verstärkt) Gas dominieren in der Region 
die so genannten Punktquellen-Ressour-
cen, welche gegenüber den gestreuten 
Ressourcen (z.B. Baumwolle) negativere 
politische und ökonomische Effekte haben. 
Der Nahe und Mittlere Osten – ohne Nord-
afrika – bestritt 2005 knapp ein Drittel der 
weltweiten Ölförderung und gut 10% der 
Gasförderung (vgl. BP 2006). Die Ölexporte 
machen 72% der Warenexporte der Re-
gion insgesamt aus (vgl. Weltbank 2005). 
Allerdings fiel aufgrund der Bevölkerungs-
entwicklung und des realen Wertverlusts 
der Ware Öl das daraus erzielte Pro-Kopf-
Einkommen in der MONA-Region real von 
5250 auf 2250 USD (vgl. Harks 2005). Ein 
Großteil des Öls, rund 66%, floss dabei 
nach China, Japan und andere asiatisch-
pazifische Länder. Der Preis von Öl und Gas 
zeichnet sich zudem durch eine hohe 
Zyklizität aus.  

Die offizielle Entwicklungshilfe nimmt 
sich dagegen neben den Einnahmen 
aus Bodenschätzen, auch wenn sie im 
Falle verschiedener Länder einen hohen 
Anteil am GDP erreicht, bescheiden aus. 



Die Beträge aus Gastarbeiterrücküber-
weisungen verlieren im Nahen und 
Mittleren Osten an Gewicht. Zum einen 
gibt es in verschiedenen Ländern ange-
sichts der Bevölkerungsentwicklung, der 
Arbeitslosigkeit und der sinkenden relati-
ven Renteneinnahmen Ansätze zu einer 
„Nationalisierungspolitik“: Ausländische 
Arbeitskräfte werden durch Inländer er-
setzt. Zum anderen kam es in vielen res-
sourcenreichen Ländern der Region in den 
letzten Jahren zu einer „Dearabisierung“ 
der Arbeitsmärkte (vgl. Kapiszewski 2006), 
indem Migranten aus Südasien und Süd-
ostasien Einzug hielten. Der Anteil arabi-
scher Menschen an der ausländischen Be-
völkerung in den Staaten des Golf-
Kooperationsrats (GCC) ging von 1975 bis 
2002/04 von 72 auf 32% zurück (eben-
dort). Die Zahl der Inder und der Pakistani 
lag in diesen Ländern in der Summe jeweils 
noch vor den Ägyptern. Im Gegensatz zu 
Gastarbeiterrücküberweisungen gewinnen 
hingegen Tourismuseinnahmen als Trans-
missionskanal der regionalen Rentenein-
nahmen für ressourcenarme Staaten an 
Bedeutung. So werden sich, wie Anhang 5 
verdeutlicht, voraussichtlich 2006 die Tou-
rismuseinnahmen des Nahen und Mittleren 
Ostens mit 19 Mrd. USD gegenüber dem 
Durchschnitt der Jahre 1990-2000 gut ver-
doppelt haben (Weltbank; Angaben in lau-
fenden Preisen). 

Die Demokratisierungsbilanz der Re-
gion des Nahen und Mittleren Ostens 
und Nordafrikas fällt äußerst beschei-
den aus. Die Region ist politisch die 
unterentwickeltste weltweit: Der Be-
richt von Freedom-House (2006) weist 11 
„unfreie“, 6 „teilweise freie“ und ein 
„freies“ Land aus. Die Region liegt damit 
hinter Afrika (sub-Sahara). Dabei haben die 
politischen Systeme im Nahen und Mittle-
ren Osten eine große Bandbreite: Sie rei-
chen von Militärregimen, autokratischen 
Präsidialsystemen und Monarchien bis hin 
zu liberaldemokratischen Strukturen. Die 
autoritären Regime der Region zeichnen 
sich durch hohe Stabilität aus. Zudem ist 
die Zahl der bewaffneten oder politi-
schen Konflikte der MONA-Region im 

internationalen Vergleich hoch (World 
Bank conflict data). 

Auf die Ökonomien und die Weltwirtschaft 
entfalteten die Renteneinnahmen der Re-
gion in den letzten Jahrzehnten folgende 
negative Auswirkungen: Die beiden starken 
Ölpreisanstiege der 1970er Jahre be-
deuteten für die Exportländer des Nahen 
und Mittleren Ostens exogene Schocks, die 
auf mittlere und lange Sicht die wirtschaft-
liche Entwicklung der Region erschwerten. 
In dieser Zeit kam es in den ressourcenrei-
chen Ländern der MONA-Region zu einer 
Petrodollar-Schwemme, die aus jahrelan-
gen massiven Handelsbilanzüberschüssen 
resultierten, die volkswirtschaftlich nicht 
absorbiert werden konnten. Die Länder 
investierten in volkswirtschaftlich teils 
fragwürdige Infrastrukturmaßnahmen, so 
dass die Produktivitätsentwicklung unter 
ihren Möglichkeiten blieb. Zugleich stiegen 
die Sozialausgaben und der öffentliche 
Sektor gewann, gemessen an der Staats-
quote, an Gewicht. Im Ergebnis gehörte 
der Nahe und Mittlere Osten und Nordaf-
rika in dieser Boomphase bis 1985 zu den 
am schnellsten wachsenden Regionen der 
Welt (vgl. Gärber 1999). Der Verfall des 
Ölpreises ließ jedoch das Pro-Kopf-Ein-
kommen zwischen 1985 und 1995 sinken. 
Kurzum, im Ergebnis führten die Renten-
einnahmen ökonomisch zu einer volkswirt-
schaftlich wenig nachhaltigen Einnahme-
verwendung und zu einem Aufschieben 
von Strukturreformen. 

Das „Recycling“ der Petrodollars trug aber 
auch zu weltwirtschaftlichen Verwerfungen 
und letzten Endes Anfang der 1980er Jahre 
zur Schuldenkrise Lateinamerikas bei. Die 
im Ausland angelegten Vermögenswerte 
ermöglichten eine Ausweitung der Kredit-
vergabe- aufgrund der Preisentwicklung zu 
geringen, teils negativen realen Zinsen. In 
der anschließenden Hochzinsphase konn-
ten verschiedene Schuldner ihren Zah-
lungsverpflichtungen nicht mehr nach-
kommen. 

Die gegenwärtigen windfall profits 
scheinen die ressourcenreichen Staaten 
anders als in der Vergangenheit zu 



verwenden. Insgesamt ist die Sparquote 
höher und ein Großteil der Erlöse geht in 
Dollar-Werte, während Investitionsgüter 
innerhalb der (relativ an Bedeutung verlie-
renden) Importe an Gewicht gewinnen. 
Dabei profitieren die Eurozone und insbe-
sondere Deutschland gegenüber den US-
Importen, so dass der Einkommenstransfer 
zwischen der Eurozone und den ressour-
cenreichen Ländern der MONA-Region re-
lativiert wird. Wurden von den Exportein-
nahmen der OPEC-Länder von 1973-1976 
rund 60%, zwischen 1978-1981 etwa 
75% für den Import von Gütern und 
Dienstleistungen ausgegeben, erreichten 
sie nach IWF-Schätzungen im Jahr 2005 
nur noch rund 40% dieser Einnahmen (vgl. 
Economist, 10.11.2005). Die Regierungen 
gehen zurückhaltender mit den unerwarte-
ten Mehreinnahmen um. Gaben sie in den 
früheren Boomphasen rund 75% der 
Mehreinnahmen aus, sind es danach seit 
2002 etwa 30%. Allerdings leiden volk-
wirtschaftliche Analysen an mangelnder 
Transparenz und Defiziten der Zahlungsbi-
lanzstatistiken. Bahrain und – mit Abstri-
chen – die Vereinigten Arabischen Emirate 
haben es geschafft, alternative Exportni-
schen zu besetzen (vgl. Weltbank 2005). 
Die Koppelung von Währungen der Region 
an den Dollar birgt Vorteile, hat aber auch 
Schattenseiten: Einerseits mindern die ÅìêJ
êÉåÅó= Äç~êÇë die Wechselkurseffekte der 
aìíÅÜ= ÇáëÉ~ëÉ und begrenzen die Inflati-
onsraten. Andererseits berauben sie die 
Regierungen geldpolitischer Souveränität 
und verhindern Anpassungsprozesse. So 
ging die Boomphase seit 2002 mit einem 
schwachen Dollar und schwachen Landes-
währungen einher, die Krisenphase in den 
späten 1990er Jahren für die Rentenstaa-
ten der Region wiederum mit starken 
Wechselkursen. 

In den letzten Jahren erlebten in der 
Region des Nahen und Mittleren Os-
tens und Nordafrika die Einnahmen 
aus Bodenschätzen in absoluten Zahlen 
eine neue Hochzeit. Allerdings haben 
sich die verschiedenen Renteneinnahmen 
unterschiedlich entwickelt. Auch die Ver-
wendung der Einnahmen hat sich im Ver-

gleich zu früheren Jahrzehnten verschoben. 
Im Folgenden werden die Länder der Re-
gion in verschiedene Cluster aufgeteilt: die 
klassischen ressourcenreichen Länder, die 
ressourcenarmen Arbeitskräftelieferanten 
und die von Finanzhilfen abhängigen Län-
der. Eine Unterteilung der Länder des Na-
hen und Mittleren Ostens birgt analytische 
Vorteile. 
 
Klassische ressourcenreiche Länder 
 
Die wichtigste Gruppe unter den Län-
dern des Nahen und Mittleren Ostens 
und Nordafrikas bilden die klassischen 
ressourcenreichen Länder. Aus dem sta-
tistischen Anhang 1 wird deutlich, dass 
darunter u.a. Saudi-Arabien, die Verei-
nigten Arabischen Emirate, Kuwait, 
Iran, Libyen, Algerien und der Irak fal-
len. 

Ein Blick auf die relative Bedeutung der 
Einnahmen aus Bodenschätzen ver-
deutlicht indes, dass innerhalb dieser 
Gruppe zwei Cluster unterschieden 
werden müssen: die Staaten, in denen 
die Renten hohe Pro-Kopf-Einnahmen imp-
lizieren (etwa Saudi-Arabien, VAE, Ku-
wait, Katar) und diejenigen, in denen sich 
die Renteneinnahmen aufgrund der großen 
Bevölkerungszahl relativieren (etwa Iran, 
Irak und Libyen). Die Renteneinnahmen in 
den klassischen ressourcenreichen Ländern 
entfalten mithin höchst unterschiedliche 
relative Effekte. Die Staaten mit hohem 
relativen Einkommen aus Öl sind dabei 
tendenziell politisch stabiler – das gilt 
auch für die MONA-Region (vgl. Basedau 
und Lacher 2006). Allerdings verliert das 
relative Einkommen auch in der ersten 
Gruppe an Bedeutung. So haben etwa in 
Saudi-Arabien trotz des Booms die Pro-
Kopf-Einnahmen, die aus Erdöl generiert 
werden, real nur rund 70% des Wertes von 
1980 erreicht, weil sich die Bevölkerungs-
zahl seitdem verdreifacht hat. 

Auch in der Einnahmeverwendung be-
stehen Unterschiede zwischen den 
klassischen ressourcenreichen Ländern. 
Grundsätzlich geben die Staaten, die hohe 



Pro-Kopf-Einkommen aus Öl erzielen, mehr 
Geld für den Sicherheitsapparat und distri-
butive Politiken etwa in Form von Sozial- 
und Gesundheitsausgaben aus (Distribu-
tionstyp) (vgl. Basedau und Lacher 2006). 
Länder, die ein geringes relatives Einkom-
men aus Öl beziehen, zeichnen sich hinge-
gen durch relativ geringe Militärausgaben 
und weniger Distribution aus, weisen aber 
ein höheres Maß an Korruption auf (Pat-
ronagetyp).  

Wie bereits angesprochen ist zudem die 
gesamtwirtschaftliche Sparquote in den 
ressourcenreichen Ländern derzeit höher 
als in früheren Boomphasen. Sie erreicht in 
Ländern wie Kuwait und den Vereinigten 
Arabischen Emiraten, die hohe Pro-Kopf-
Einnahmen aus ihren Bodenschätzen er-
zielen, rund 40% (vgl. Economist, 
10.11.2005). Die Einnahmen werden von 
einigen Regierungen zudem genutzt, die 
Verschuldung zu reduzieren. Unterschiede 
bestehen auch in den Investitionen, wel-
che die Regierungen für die Förder- und 
Raffineriekapazitäten aufwenden. Insbe-
sondere Saudi-Arabien, das sich als Reser-
velieferant versteht, hat angesichts der 
Marktentwicklung massive Investitionen in 
Angriff genommen. Einige Länder haben 
Fonds aufgebaut, in die Renteneinnahmen 
eingespeist werden. Beispiele sind der ku-
waitische Fonds, der älteste der Region, die 
Fonds in Oman und Katar sowie die jüngst 
errichteten Fonds in Iran und Algerien. 
Fonds sollen grundsätzlich die Fiskalpolitik 
stabilisieren und eine prozyklische Finanz-
politik vermeiden. Darüber hinaus soll im 
Rahmen des Fonds durch die finanzpoliti-
sche Verstetigung die Generationengerech-
tigkeit gestärkt werden. Im Vergleich zu 
anderen Regionen und insbesondere zu 
ÄÉëí= éê~ÅíáÅÉ werden jedoch Transparenz-
defizite der Fonds im Naher und Mittlerer 
Osten und Nordafrika deutlich. Hier be-
steht noch Verbesserungspotenzial. Über 
die Anlage der Fondsmittel herrscht Un-
klarheit. Umfangreiche Mittel fließen an-
geblich in ausländische Hedge Fonds und 
Private Equity-Gesellschaften. Sie leisten 
aber auch einen Beitrag zum Auftrieb der 
Kapitalmärkte der Region, die an Kapitali-

sierung gewonnen haben (vgl. Economist, 
10.11.2005). 

 
Die Gastarbeiterrücküberweisungen 
aus den ressourcenreichen Ländern, in 
den die Pro-Kopf-Einnahmen aus Bo-
denschätzen gering sind, werden zu-
künftig tendenziell abnehmen. Die Re-
gierungen dieser Staaten werden verstärkt 
bestrebt sein, die Renteneinnahmen im 
eigenen Lande zu halten und den Kapital-
export zu mindern. Daher werden sie Gast-
arbeiter durch inländische Arbeitskräfte 
substituieren. Tabelle 2.2 verdeutlicht das 
Ausmaß des Kapitaltransfers aus den res-
sourcenreichen in die ressourcenarmen 
Länder aus der Region. Danach flossen al-
lein aus Saudi-Arabien seit 2000 im Durch-
schnitt rund 15 Mrd. USD jährlich ab. 
Gleichwohl bedeuten diese Transfers regi-
onale Stabilität. Allerdings stehen die ge-
samten Länder der MONA-Region vor de-
mographischen Herausforderungen, da in 
den nächsten Jahren und Jahrzehnten viele 
Menschen in den Arbeitsmarkt drängen 
werden. Für die erforderliche Zahl an Ar-
beitsplätzen ist zukünftig ein ausgespro-
chen hohes Wirtschaftswachstum erforder-
lich. Der demografische Trend erhöht die 
Wahrscheinlichkeit zukünftiger Nationali-
sierungspolitiken in der Region des Nahen 
und Mittlerer Ostens und Nordafrika. 

Mit Blick auf die Entwicklungszusammen-
arbeit ist bei klassischen ressourcenreichen 
Ländern folgendes zu bedenken: Die Ab-
hängigkeit der Industrieländer von den 
Rohstofflieferungen vermindert den 
strategischen Spielraum der Entwick-
lungspolitik. Einen wichtigen Ansatzpunkt 
kann in der Vermittlung und Verbreitung 
von ÄÉëí= éê~ÅíáÅÉ stehen. Konditionalität 
und Konsumentenreaktionen können mög-
licherweise in den beiden folgenden 
Clustern strukturelle Reformen unterstüt-
zen.  
Ressourcenarme Arbeitskräfteliefe-
ranten 
 
Die Verteilung natürlicher Ressourcen in 
der Region des Nahen und Mittlerer Ostens 
ist sehr ungleich. Neben den klassischen 



ressourcenreichen Staaten gibt es Staaten 
ohne nennenswerte Bodenschätze. Zu dem 
Cluster der ressourcenarmen Länder, 
die sich durch einen hohen „Arbeits-
kräfteexport“ auszeichnen, gehören 
Ägypten (plus Gebühren aus Suez), Je-
men, Jordanien, Libanon, Marokko, 
Tunesien und Syrien. Diese Länder profi-
tieren mittelbar von den Rohstoff-
einnahmen der Nachbarländer; sie bezie-
hen eine sekundäre Rente. Die Integration 
der Arbeitsmärkte in der Region des Nahen 
und Mittlerer Ostens ist der Integration der 
anderen Faktormärkte vorangegangen. 
Ursächlich waren massive Unterschiede in 
der Faktorausstattung und die große Nach-
frage nach nicht-handelbaren Gütern, etwa 
im Bauwesen, dem Dienstleistungssektor 
und in der Bildung. Migration in der MO-
NA-Region war die Folge. Zeitweise über-
stiegen die Gastarbeitertransfers den Wert 
des intraregionalen Handels und der (offi-
ziellen) intraregionalen Kapitalflüsse (vgl. 
Gärber 1999). Auf das Bruttoinlandspro-
dukt bezogen befanden sich 2001 unter 
den zwanzig Entwicklungsländern mit dem 
größten Anteil von Gastarbeitertransfers 
vier Länder der Region: Der Spitzenreiter 
Jordanien generiert 22,8% seines BIP aus 
Transfers, der Jemen 16,1%, gefolgt von 
Libanon mit 13,8 und Marokko mit 9,7%.   

In ihren politischen und ökonomischen 
Auswirkungen sind die Einnahmen aus 
Gastarbeiterrücküberweisungen für die 
Region grundsätzlich unproblemati-
scher als Einnahmen aus Bodenschät-
zen. Die Transfers fließen nicht an die öf-
fentliche Hand, sondern kommen dezentral 
Privatpersonen zugute. Damit fallen Ren-
tiermechanismen wie Repression und Ko-
optation weg. Es können jedoch durch 
Gastarbeiterrücküberweisungen individu-
elle Fehlanreize entstehen.  

Wie bereits angesprochen zeichnet sich 
ab, dass die Gastarbeiterrücküberwei-
sungen in der Region an Bedeutung 
verlieren werden. Zwar ist bereits seit 
Jahren zu beobachten, dass Gastarbeiter 
aus der MONA-Region durch Arbeitnehmer 
aus Fernost ersetzt werden. Trotz dieser so 
genannten „Dearabisierung“ der Ar-

beitsmärkte in den vergangenen Jahren 
spielen die Gastarbeitertransfers für die 
angeführten Länder immer noch eine gro-
ße ökonomische und finanzpolitische Rolle 
und sorgen für eine regionale Verteilung 
der Ressourceneinnahmen. Demo-
graphische Herausforderungen und der 
redistributive Druck erhöhen die Wahr-
scheinlichkeit von Substitutionen auf den 
vergleichsweise integrierten Arbeitsmärk-
ten. Ein positiver Gegeneffekt für die Staa-
ten, die stark von Gastarbeiterrücküberwei-
sungen profitierten und profitieren, ist der 
Äê~áå=Ö~áå, da qualifizierte Arbeitskräfte in 
die Heimatländer zurückkehren. Touris-
museinnahmen können in verschiede-
nen ressourcenarmen Staaten der Re-
gion künftig möglicherweise Rück-
gänge bei Gastarbeitertransfers aus-
gleichen (vgl. Anhang 5). Dabei ist beson-
ders an intraregionalen Tourismus zu den-
ken. 
 
 
Auf Finanzhilfe basierende Länder 
 
Neben den klassischen ressourcenrei-
chen Ländern und den ressourcenar-
men Arbeitskräftelieferanten gibt es in 
der MONA-Region eine Gruppe von 
Ländern, die ökonomisch und fiskalpo-
litisch auf Finanzhilfe basieren. Dazu 
gehören Jordanien und mit Gaza und der 
Westbank die Palästinensischen Gebiete. 
So erhielten die Palästinensischen Gebiete 
nach UN-Angaben im Jahr 2003 Nettozu-
flüsse aus offizieller Entwicklungshilfe in 
Höhe von rund 972 Mio. USD. Pro Kopf 
gerechnet flossen 288 USD, die gut 28% 
des BIP in Gaza und der Westbank erreich-
ten. Jordanien bezog in demselben Jahr 
offizielle Entwicklungshilfe in Höhe von 
mehr als 1,2 Mrd. USD, die sich Pro-Kopf 
auf 233 USD beliefen (vgl. Anhang 3). Im 
Vergleich zu 1990 halbierte sich jedoch der 
Anteil der offiziellen Entwicklungshilfe am 
Budget Jordaniens 2003 nahezu von 22,1 
auf 12,5%. Auf die Palästinensischen Ge-
biete und Jordanien folgen wie aus dem 
Anhang ersichtlich in der Region erst mit 
weitem Abstand Länder wie Sudan und 



Jemen, in denen die offizielle Entwick-
lungshilfe nur einen kleinen Anteil am BIP 
erreicht.  

Interpretiert man den Begriff der offiziellen 
Entwicklungshilfe weit, dann sind auch 
Israel und Ägypten diesem Cluster zuzu-
rechnen. Israel profitiert traditionell von 
den Zahlungen, die in jüngster Vergangen-
heit pro Jahr rund 3 Mrd. USD betrugen, 
wobei die Militärhilfe relativ an Gewicht 
gewann (vgl. USAID Greenbook 2004, ver-
fügbar über www.usaid.gov; DSCA Facts 
Book 2005, über www.dsca.mil). Ägypten 
gehört seit dem Friedensschluss mit Israel 
1979 zu den größten Empfängern US-
amerikanischer Militär- und Wirtschaftshil-
fe: Das Land erhält jährlich Zahlungen in 
Höhe von ca. 2 Mrd. USD (vgl. USAID 
Greenbook 2004, verfügbar über 
www.usaid.gov; DSCA Facts Book 2005, 
verfügbar über www.dsca.mil). 

Im Vergleich zu den Einnahmen aus 
Bodenschätzen eröffnen die Renten-
einnahmen aus offizieller Entwick-
lungshilfe größeren Spielraum für die 
Entwicklungszusammenarbeit. Die Fi-
nanzhilfen sind zwar (insbesondere im Falle 
Israels und Ägyptens) nicht frei von geo-
strategischen und sicherheitspolitischen 
Erwägungen, so dass Zielkonflikte entste-
hen können. Grundsätzlich bestehen durch 
Konditionalität, d. h. die Bindung von Fi-
nanzhilfe beispielsweise an strukturelle Re-
formen des Entwicklungshilfeempfängers, 
größere Gestaltungsmöglichkeiten. Eine 
unterstützende Funktion kann grundsätz-
lich die Konditionalität der Kreditvergabe 
von Weltbank und Internationalem Wäh-
rungsfonds spielen. 
 
 
Prognose 
 
Die Renteneinnahmen der MONA-Region 
lassen sich folgendermaßen prognostizie-
ren:  

Die Einnahmen aus Öl und Gas werden 
sich auf hohem Niveau einpendeln. 
Zwar bremsen die Maßnahmen zur E-
nergieeffizienz und Substitutionsbe-

mühungen langfristig den Anstieg der 
Nachfrage nach Öl und Gas. Auf der ande-
ren Seite wächst jedoch der Energiehun-
ger Chinas, Indiens und weiterer wirt-
schaftlich aufstrebender Länder und sorgt 
für eine zunehmende Nachfrage nach  
Energieträgern. So stieg im Jahr 2005 der 
weltweite Konsum von Primärenergie um 
2,7 % (vgl. BP, 2006). Die Nachfrageelasti-
zität des Energieverbrauchs – die Änderung 
der Nachfrage bei einer Änderung des E-
nergiepreises – ist vergleichsweise gering. 
Kurzfristig sind die Förderkapazitäten be-
schränkt, bei entsprechender Preis- und 
Nachfrageentwicklung kommt es aber 
durch Investitionen in Förderung und 
Verarbeitung zu einer Angebotsauswei-
tung. Massive Investitionen waren in jüngs-
ter Zeit vor allem in Saudi-Arabien zu be- 
obachten. Die Investitionsreaktionen sind 
zum einen als Reaktion auf die Preisent-
wicklungen und Nachfrageschätzungen zu 
verstehen. Andererseits sollen Förder- und 
Raffineriereserven wiedererlangt werden, 
um außenpolitische Handlungsspielräume 
in der Region zu wahren. Für die Markt-
entwicklung erwähnenswert sind außer-
dem neue Explorationsmethoden, die 
etwa Schweröle wie beispielsweise in der 
saudi-arabischen Region Wafra sowie die 
Ölsände Kanadas betreffen. Sie könnten 
die Angebotsseite ausweiten. Prognoseun-
sicherheit birgt auch die globale Klimaver-
änderung, die zusätzliche Fördermöglich-
keiten erschließen könnte. Ein starkes Ab-
sinken der Energiepreise ist vor dem ge-
schilderten Gesamthintergrund nicht zu 
erwarten, zumal die Region des Nahen und 
Mittlerer Ostens auf absehbare Zeit kon-
fliktträchtig bleiben wird. Zu bedenken ist, 
dass die Preisentwicklung nur teilweise von 
Fundamentalfaktoren bestimmt wird; kon-
junkturelle, witterungsbedingte Entwick-
lungen sowie die Erwartungen/Erwartungs-
änderungen der Marktteilnehmer spielen 
eine wichtige Rolle. Darüber hinaus wird 
der Preisanstieg von Öl und Gas in Teilen 
auch außenpolitisch geschürt: Er beschert 
den Regierungen der exportierenden Län-
der zusätzliche Einnahmen aus dem inter-
nationalen Handel – zu Ungunsten der im-
portierenden Länder. Einnahmen können 



zur Regimestabilisierung und für das Militär 
verausgabt werden. 

Zwar werden die Renteneinnahmen in der 
MONA-Region auf vergleichsweise hohem 
Niveau verharren. Die Bevölkerungsent-
wicklung wird der Region aber (wei-
tere) relative Einkommensverluste be-
scheren. Dieser Trend unterstreicht die 
Bedeutung von strukturellen Refor-
men. Trifft die These zu, dass Auswir-
kungen von Renteneinnahmen auf po-
litische Stabilität und Konflikthäufig-
keit von den Pro-Kopf-Einnahmen ab-
hängig sind (für Öl: vgl. Basedau und La-
cher 2006), sind ansonsten für die oh-
nehin konfliktträchtige Region des Na-
hen und Mittlerer Ostens und Nordaf-
rikas zunehmende politische Instabili-
tät und Konfliktanfälligkeit erwarten. 
Ein Umsteuern von Patronage zugunsten 
von Distribution könnte hingegen die poli-
tische Stabilität fördern. 

Die ökonomische Rolle der OPEC und 
insbesondere der OAPEC wird – vorbe-
haltlich unerwarteter Entdeckungen großer 
Erdöl- und Erdgasvorkommen etwa in 
Grönland – zukünftig an Bedeutung 
gewinnen. Die Region des Nahen und 
Mittlerer Ostens ist im Besitz umfangrei-
cher Reserven. Mit rund 743 Mrd. Barrel 
lagerten 2005 knapp 62% der weltweiten 
Ölreserven im Naher und Mittlerer Osten 
(!); hinzu kommen gut 40% der weltwei-
ten Gasreserven (vgl. BP, 2006). Der Anteil 
der Exporte aus dieser Region wird in den 
nächsten Jahrzehnten zunehmen, wenn 
sich die Relation von Reserven und Produk-
tion nicht grundlegend verschiebt. Inwie-
fern sich die ökonomische Bedeutung der 
OPEC und der OPAPC in politisches Ge-
wicht niederschlagen wird, bleibt abzuwar-
ten. Auch bisher gab es Differenzen zwi-
schen den nationalen Interessen der Mit-
gliedstaaten. Zugleich variiert die Reich-
weite der Bodenschätze zwischen den Län-
dern, wodurch sich ökonomische und poli-
tische Gewichte innerhalb der Organisatio-
nen verschieben können. Die unterschiedli-
che Reichweite der Rohstoffe und der da-
durch erzielten Renteneinnahmen eröffnet 
für die Entwicklungszusammenarbeit län-

derspezifisch unterschiedliche Perspektiven 
(vgl. 5). 

Auch die official development aid, die 
offizielle Entwicklungshilfe, wird in der 
Region auf absehbare Zeit nicht sinken. 
Das Milleniumsziel der Vereinten Natio-
nen beinhaltet eine Quote von 0,7% des 
Bruttoinlandsprodukts für diese Kategorie. 
Diesem Ziel nähern sich zahlreiche Staaten, 
für 2004 wurden von den OECD-Staaten 
durchschnittlich 0,42% des Bruttonatio-
naleinkommens für diesen Zweck veraus-
gabt (vgl. OECD, 2005). Entwicklungshilfe 
im Nahen und Mittleren Osten ist dabei für 
die Abnehmerländer und die Nachbarstaa-
ten aus geostrategischen und sicher-
heitspolitischen Gründen wichtig. Da 
sich die Einnahmen der Erdöl exportieren-
den Länder auf hohem Niveau konsolidie-
ren werden, ist auch ein Rückgang der in-
traregionalen Hilfszahlungen nicht zu er-
warten. 

Die Gastarbeiterrücküberweisungen, 
die für verschiedene ressourcenarme 
Länder der Region wirtschaftlich be-
deutsam sind, könnten hingegen zu-
rückgehen. Zwar ist die Integration der 
Arbeitsmärkte im Gegensatz zu der ande-
rer Faktormärkte fortgeschritten (vgl. Gär-
ber 1999). Auf der anderen Seite ist die 
rasante Bevölkerungsentwicklung in der 
Region des Nahen und Mittleren Ostens zu 
beachten: Der Bevölkerungszuwachs hat 
die Renteneinnahmen pro Kopf gesehen 
stark absinken lassen und dieser Trend wird 
sich zukünftig fortsetzen. In den nächsten 
Jahren stehen außerdem die Arbeitsmärkte 
aufgrund der demographischen Situation 
vor großen Absorptionsherausforderungen. 
Falls das dafür erforderliche Wirtschafts-
wachstum nicht erzielt wird, werden re-
distributive gegenüber distributiven 
Politiken gestärkt. Eine „Nationalisie-
rungspolitik“ könnte Ressourcenabflüsse 
reduzieren, innerstaatliche Verteilungs-
kämpfe begrenzen und die Arbeitslosigkeit 
eindämmen, auf der anderen Seite in der 
Region für Destabilisierung sorgen. Ein 
Anstieg der Tourismuseinnahmen in 
der Region, die bereits in den letzten Jah-



ren an Gewicht gewannen, könnten die 
volkswirtschaftlichen Effekte für die 
ressourcenarmen Länder abfedern. Ob 
sich der positive Trend der Tourismusein-
nahmen im Nahen und Mittleren Osten 
und Nordafrika angesichts wieder auf-
flammender Konflikte in der Region fort-
setzen wird, ist allerdings fraglich. 
 
 
Schlussfolgerungen und Hand-
lungsempfehlungen 
 
Für die Entwicklungszusammenarbeit las-
sen sich aus den Erkenntnissen über die 
Rentenökonomien der Region folgende 
Implikationen ableiten: 

Besonderes Augenmerk ist auf die poli-
tische Ökonomie zu legen: Elementar für 
die Rentenökonomien ist eine solide Fis-
kalpolitik. Zum einen darf die Ausga-
benpolitik nicht den möglicherweise zykli-
schen Renteneinnahmen folgen. Dazu ist 
ein effektives Steuersystem erforderlich2: 
Die Entwicklung seit Beginn der 1990er 
Jahre, die den Anteil der Steuereinnahmen 
an den Staatseinnahmen hat ansteigen 
lassen (vgl. UNDP 2005: Arab Human De-
velopment Report 2004), weist dabei in die 
richtige Richtung. Zum anderen ist eine 
qualitative Konsolidierung entschei-
dend: Die Konsumquote muss gesenkt, die 
Investitionsquote erhöht werden. Dabei 
sind ökonomisch sinnlose Prestigeprojekte, 
zu vermeiden, statt dessen in Infrastruk-
tur und Humankapital zu investieren. 
Nach Jahren der Mindereinnahmen und 
Minderausgaben ist die Infrastruktur vieler 
Staaten der Region erneuerungsbedürftig. 
Angesichts der Bevölkerungsentwicklung 
sind hohe Ausgaben in Humankapital er-
forderlich. Zu nennen sind hierbei auch die 
Urbanisierung, die Umweltverschmutzung 
sowie die Wasserknappheit. Investitionen 
in Infrastruktur und Humankapital werfen 
langfristig die höchsten volkswirtschaftli-
chen Renditen. Die Humankapitalbildung 

                                                 
2 Kriterien sind ein ausreichendes Maß an Steuerein-
nahmen, die Konstanz der Steuereinnahmen, die Be-
steuerung nach Leistungsfähigkeit und die Transparenz 
der Steuersystems. 

wiederum wirkt positiv auf die Demokrati-
sierung. In der Vergangenheit wurden Ren-
teneinnahmen in der MONA-Region in 
Hochphasen häufig für Konsumzwecke 
verausgabt, für Luxusgüter sowie loyalitäts-
sichernde Sozialausgaben. Für die Gegen-
wart zeichnet sich wie erläutert eine hö-
here Sparquote, sowie eine ausgewoge-
nere Anlagestrategie ab als in bisherigen 
Boomphasen. 

Einen Beitrag zur Steigerung der Wett-
bewerbsfähigkeit und der Produktivi-
tät sowie zur Wohlstandsmehrung 
liegt in der Integration der Märkte. 
Beim Handel besteht dazu Potenzial auf 
multilateraler, regionaler und interregiona-
ler Ebene. Ansätze gibt es bereits in Form 
der Euro-mediterranen Partnerschaft (EMP). 
Insbesondere die Finanzmärkte haben in 
der Region in den letzten Jahren insgesamt 
an Integration und Marktkapitalisierung 
gewonnen. Die Arbeitsmärkte sind bereits 
seit Jahren vergleichsweise durchlässig. 

Da die reine Lehre der Wirtschaftswissen-
schaften im politischen Prozess nur schwer-
lich umzusetzen und durchzuhalten ist, ist 
ein Fonds zur Bewirtschaftung von 
Renteneinnahmen komplizierten Fiskal-
regeln vorzuziehen. Ein Fonds kann ver-
schiedene Vorzüge bieten: Erstens kann er 
die Haushaltseinnahmen stabilisieren 
und auf diese Weise ëíçéJ~åÇJÖçJéçäáÅáÉë 
vermeiden. Dazu sollte ein Preis fixiert wer-
den, ab welchem Einnahmen in den Fonds 
fließen bzw. Fondsmittel in den Staats-
haushalt abfließen. Darüber hinaus kann 
ein Fonds die Transparenz über die Res-
sourcenverwendung steigern. Schließlich 
kann der Fonds durch Anlagen auf den 
internationalen Märkten gesamtwirtschaft-
lich problematische Währungseffekte 
abschwächen und auf diese Weise Aus-
wirkungen auf andere Sektoren abmildern. 
Als ÄÉëí= éê~ÅíáÅÉ kann der norwegische 
Fonds dienen; der kuwaitische Fonds lässt 
es hingegen an Transparenz mangeln.  

Mit Blick auf die Wirtschaft sind dar-
über hinaus folgende Punkte festzu-
halten: Die Wirtschaftspolitik der Rentier-
staaten sollte die Dutch disease abfe-



dern. Wichtig sind zudem ordnungspoli-
tische Maßnahmen: Erstens der Aufbau 
eines funktionierenden Kapitalmark-
tes, d.h. insbesondere Stärkung der klei-
nen Privatbanken, Ausbau des Finanzmark-
tes sowie Einführung von Kreditgarantie-
fonds und Einlagensicherungsfonds. Im 
Falle der Bodenschätze spielen auch klare 
Eigentumsverhältnisse eine Rolle. Nach 
einer Phase der Privatisierung waren jüngst 
global einige Nationalisierungen zu beo-
bachten. Eine Veräußerung von Boden-
schätzen sollte die Todsünden der Privati-
sierung (Human Development Report der 
UN) vermeiden und sich an ÄÉëí= éê~ÅíáÅÉ 
orientieren, d.h. insbesondere transparente 
Verfahren einhalten und das Eigentum 
breit streuen. Zielsetzungen sind dabei Ge-
rechtigkeit in der Zuteilung, fiskalische As-
pekte sowie die Vermeidung von Oligar-
chentum und die Schaffung einer ÅçããÉêJ
Åá~ä=Åä~ëë. 

Ein Negativbeispiel im Zusammenspiel von 
öffentlichem und privatem Sektor bei der 
Ausbeutung von Bodenschätzen können 
product sharing agreements (PSA) sein. 
Sie machen für die öffentliche Hand Sinn, 
um im Fall unsicherer oder aufwendiger 
Exploration das Risiko für das Gemeinwe-
sen zu reduzieren. Im Falle von Staaten mit 
eingeschränkter Souveränität wie etwa 
dem Irak3 besteht die Gefahr, dass Verträge 
zu Ungunsten des Staates abgeschlossen 
werden: in Form unverhältnismäßig großer 
Gewinnanteile privater Unternehmen und 
unverhältnismäßig langer Laufzeiten. Die 
Folge können der Verlust politischer Legi-
timation und staatlicher Einnahmen sein. 
die gerade in Konsolidierungsphasen feh-
len – eine Bürde für eine erfolgreiche Tran-
sition. 

Die Mittel, um diese Ziele zu erreichen 
sind vielfältig: Erstens gilt es, regional 
und interregional best practice zu identifi-
zieren, aufzuzeigen und zu vermitteln. Die 
ÄÉëí= éê~ÅíáÅÉ kann verschiedenste Stell-
schrauben betreffen. Zweitens kann Kon-
ditionalität bei der Entwicklungszusam-
menarbeit eine Rolle spielen, Kooperation 
                                                 
3 Vgl. Art. 110 der Verfassung 

an ÄÉëí= éê~ÅíáÅÉ gekoppelt werden. Drit-
tens können verschiedene Transparenz-
initiativen unterstützt werden, die auf die 
Verwendung von Renteneinnahmen fokus-
sieren. Das betrifft Initiativen internatio-
naler Akteure wie des IWF (`çÇÉ=çÑ=dççÇ=
mê~ÅíáÅÉ= çå= cáëÅ~ä= qê~åëé~êÉåÅó), der Welt-
bank und der G8 (verschiedene Programme 
und Projekte). Zu nennen ist auch die briti-
sche bñíê~Åíáçå= fåÇìëíêáÉë= qê~åëé~êÉåÅó=
fåáíá~íáîÉ (EITI). Besonders erwähnenswert 
sind auch Initiativen verschiedener Nicht-
regierungsorganisationen (NRO): z.B. 
die mìÄäáëÜ=tÜ~í=vçì=m~ó-Kampagne, einer 
Koalition von über 300 NRO 
(www.publishwhatyoupay.org), das fåíÉêJ
å~íáçå~ä= _ìÇÖÉí= mêçàÉÅí 
(www.internationalbudget.org) und oÉîÉJ
åìÉ=t~íÅÜ (www.revenuewatch.org). 

„Politische Fenster“ für die Entwick-
lungszusammenarbeit können sich im 
Falle derjenigen Staaten öffnen, deren 
Renteneinnahmen in absehbar Zeit 
versiegen werden. Für die politische Elite 
der betroffenen Länder steigen dadurch die 
Anreize, politische und ökonomische Re-
formen im Lande einzuleiten, da das Zu-
rückschrauben distributiver Politik das Re-
gime ceteris paribus destabilisieren wird. Im 
Sinne einer effizienten Mittelverwendung 
sollten Ressourcen der Entwicklungszu-
sammenarbeit auf diese Fälle konzentriert 
werden. 
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Statistischer Anhang 

 
1. Öleinnahmen absolut (in Mrd. USD) und relativ (% GDP und USD pro Kopf) 

 

 1994 1998 2001 2002 2003 2004 2005e 2006f % 

GDP 

(1994) 

% 

GDP 

(2004) 

Pro 

Kopf 

(2004) 

Algerien 6,54 5,68 11,04 12,60 17,90 22,6 36 41,6 15,4 26,6 698 

Iran 13,71 10,79 21,79 18,70 24,40 32,50 46,6 50,1 20,1 19,9 485 

Irak 0,64 6,54 14,92 12,40 9,60 20,00 23,4 24,9 - - - 

Kuwait 10,03 8,04 11,44 11,60 19,00 27,40 39 44,1 40,4 49,2 20000 

Libyen 7,26 5,98 10,96 10,80 13,50 18,10 28,3 31,2 25,4 60 3153 

Katar 2,44 3,21 6,71 7,10 9,30 13,50 19,1 23,3 33,1 47,4 17375 

Saudi-

Arabien 

40,62 32,85 54,90 55,00 80,90 115,10 153,3 162 30,2 46 4806 

VAE 12,00 10,07 18,04 18,70 24,20 30,30 45,6 53 31,4 29,1 7014 

Anmerkungen: 2005 geschätzt, für 2006 Prognose; Quelle: US Energy Information Administration; Weltbank; 
eigene Berechnungen 
 



2. Gastarbeiterrücküberweisungen  

 

2.1 Erhaltene Gastarbeiterrücküberweisungen (in Mio. USD, % GDP) 

 
 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 1990 

in % 

GDP

2004  

in 

%GDP 

Algerien - - - - - - - - - - - - - - - - - 

Bahrain - - - - - - - - - - - - - - - - - 

Ägypten 4284 4054 6104 5664 3672 3226 3107 3697 3370 3235 2852 2911 2893 2961 3341 9,9 4,2 

Iran - - - - - - - - - - - - - - - - - 

Irak - - - - - - - - - - - - - - - - - 

Israel - - - - - - - -- - - - - - - - - - 

Jemen 1498 998 1018 1039 1059 1080 1134 1169 1202 1223 1288 1295 1294 1270 1283 31 9,9 

Jordanien 499 448 844 1040 1094 1244 1544 1655 1542 1497 1660 1810 1921 1981 2058 12,4 19,87 

Kuwait - - - - - - - - - - - - - - - - - 

Libanon - - - - - - - - - - - - 2544 3964 4221 - 19,3 

Libyen - - - - - - - - - - - - - - - - - 

Marokko 2006 1990 2170 1959 1827 1970 2165 1893 2011 1938 2161 3261 2877 3614 4221 7,8 8,4 

Oman 39 39 39 39 39 39 - - - - - - - - -  - 

Katar - - - - - - - - - - - - - - - - - 

Pal. Ge-

biete 

- - - - - 54 51 62 80 85 65 28 - - - - - 

Saudi-

Arabien 

- - - - - - - - - - - - - - - - - 

Syrien 385 350 550 426 868 923 - - - - - - - 743 690 3,1 3,4 

Tunesien 551 525 531 446 629 680 736 685 718 761 796 927 1071 1250 1432 4,5 5,1 

VAE - - - - - - - - - - - - - - - - - 

Quelle: International Monetary Fund, Balance of Payments Statistics Yearbook; Weltbank; eigene Berechnungen; 

Angaben in laufenden US-Dollar 

 

2.2 Gezahlte Gastarbeiterrücküberweisungen absolut (in Mio. USD) 

 
 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 

Bahrain 251 369 335 395 431 500 559 635 725 856 1012 1287 871 1082 1120 

Kuwait 450 426 829 1229 1331 1354 1376 1375 1611 1731 1734 1784 1925 2144 2402 

Oman 884 910 1220 1423 1365 1537 1371 1501 1467 1438 1451 1532 1602 1672 1826 

Katar - - - - - - - - - - - - - - - 

Saudi-

Arabien 

11637 13746 13397 15717 18102 16616 15513 15339 14934 13958 15390 15120 15854 14783 13555 

VAE - - - - - - - - - - - - - - - 

Quelle: International Monetary Fund, Balance of Payments Statistics Yearbook 



 

2.3 Erhaltene Gastarbeiterrücküberweisungen, absolut (in Mio. USD) und relativ 

 

Land Absolut (Millionen 

US$) 2001 

% GDP, 2001 

Ägypten 2911 3 

Algerien 670  1,2 

Iran 682 0,6 

Israel 380 0,3 

Jemen 1295 16,1 

Jordanien 2011 22,8 

Libanon 2307 13,8 

Marokko 3261 9,7 

Sudan 740 5,5 

Syrien 170 0,9 

Tunesien 927 4,6 

Quelle: Weltbank (teils eigene Berechnungen) 

 

2.3 Gastarbeiterrücküberweisungen/GDP in 2001: Länder der MONA-Region unter den Top 

20 der Entwicklungsländer 

 
Land Gastarbeiterrücküberweisungen in % des GDP 

Jemen 16,1 

Jordanien 22,8 

Libanon 13,8 

Marokko 9,7 

Quelle: Weltbank 2003 

 



 

3. Official development assistance (ODA), (received, net disbursements) 

 
Land Absolut (Millionen 

USD) 2003 

Pro Kopf (USD) % GDP, 1990 % GDP, 2003 

Ägypten 893,8 13,2 12,6 1,1 

Algerien 232,2 7,3 0,2 0,3 

Bahrein 37,5 52,7 3,2 - 

Brunei 0,5 1,3 - - 

Iran 133,1 2,0 0,1 0,1 

Israel 440,0 65,8 2,6 0,4 

Jemen 243,1 12,7 8,4 2,2 

Jordanien 1234,3 232,5 22,1 12,5 

Kuwait 4,4 1,9 - - 

Libanon 228,3 50,8 8,9 1,2 

Libyen 10,0 1,8 0,1 - 

Marokko 522,8 17,4 4,1 1,2 

Oman 44,5 17,1 0,6 - 

Palästinenische 

Gebiete 

971,6 288,3 - 28,1 

Katar 2,0 3,2 - - 

Saudi-Arabien 21,9 1,0 - - 

Sudan 621,3 18,5 6,2 3,5 

Syrien 160,3 9,2 5,6 0,7 

Tunesien 305,5 30,9 3,2 1,2 

VAE 5,2 1,3 - - 

Quelle: Human Development Report 2005: 280 ff. 



4. Regimetyp (Indikatoren: Freedom House, BTI)  

 

4.1 Freedom House: Freedom in the World 2006 

 
 Political Rights Civil Liberties Freedom Rating 

Bahrain 5 5 Partly Free 

Brunei 6 5 Not Free 

Egypt 6 5 Not Free 

Iran 6 6 Not Free 

Iraq 6 5 Not Free 

Israel 1 2 Free 

Jordan 5 4 Partly Free 

Kuwait 4 5 Party Free 

Lebanon 5 4 Partly Free 

Libya 7 7 Not Free 

Morocco 5 4 Partly Free 

Oman 6 5 Not Free 

Katar 6 5 Not Free 

Saudi Arabia 7 6 Not Free 

Sudan 7 7 No Free 

Syria 7 7 Not Free 

Tunisia 6 5 Not Free 

UAE 6 6 Not Free 

Yemen 5 5 Partly Free 

 



 

4.2 Bertelsmann Transformation Index 2006 (BTI) 

 
Land Status-Index 2006 Ranking Status-In-

dex 2006 (von 119) 

Management-In-

dex 2006 

Ranking Management-

Index 2006 (von 119) 

Ägypten 4,29 90 3,88 85 

Algerien 4,42 85 3,63 91 

Bahrain 6,21 46 4,86 59 

Irak 2,79 114 - - 

Iran 3,98 95 3,17 101 

Jemen 3,82 98 3,87 86 

Jordanien 5,12 74 4,68 67 

Libanon 5,71 62 4,20 77 

Libyen 4,00 93 3,14 102 

Saudi-Arabien 4,00 93 3,65 90 

Sudan 3,17 110 3,43 98 

Syrien 3,63 100 2,85 104 

Tunesien 5,17 72 4,42 73 

VAE 5,03 76 4,20 77 

 

 

5. Tourismuseinnahmen in der MONA-Region in Mrd. USD (in laufenden Preisen) 

 
Durchschnitt  

1990-2000 

2002 2003 2004 2005 

(geschätzt) 

2006 

(geschätzt) 

8,9 13,7 15,2 16,5 17,7 19,0 

Quelle: Weltbank 

 

 


